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Die Meldung verbreitete sich 
wie ein Lauffeuer. Und ent-
puppte sich rasch als Ente: 

»Seehofer kündigt Unionsbündnis auf« 
– eine vom Satiremagazin Titanic über 
den Twitter-Account »HR Tagesge-
schehen« verbreitete Nachricht traf am 
Freitag in vielen großen Redaktionen 
von Bild bis Focus offenbar auf die 
richtigen Empfänger. Die brachten den 
Unfug postwendend als Eilmeldung in 
Umlauf.

Seit Bundesinnenminister Horst 
Seehofer (CSU) den Asylstreit mit der 
CDU verschärfte, machen in Berlin mit 
Blick auf die große Koalition Endzeit-
szenarien die Runde – und liegen vieler-
orts die Nerven blank. In einer Art Be-
freiungsschlag hatte Seehofer am Don-
nerstag versucht, seine Partei abermals 
als Garantin für einen Hardlinerkurs 
in Sachen Flüchtlingsabwehr ins Ge-
spräch zu bringen. Und der Kanzlerin 
praktisch eine Frist bis Montag gesetzt, 

um auf die CSU-Linie eines nationalen 
Alleingangs an den deutschen Außen-
grenzen einzuschwenken. Seehofer will 
ohne Rücksicht auf die Praxis in ande-
ren EU-Staaten künftig Migranten aus-
nahmslos zurückweisen, die in einem 
anderen Land ihren Asylantrag gestellt 
haben. Ein klarer Bruch mit EU-Recht, 
betonten Pro Asyl und andere Hilfs-
organisationen am Freitag. Merkel hin-
gegen strebt eine europäische Lösung 
und bilaterale Vereinbarungen mit Ein-
zelstaaten an. Unterdessen heizte Bay-
erns Ministerpräsident Markus Söder 
(CSU) am Donnerstag den Konflikt in 
mehreren Interviews weiter an, schwa-
dronierte in Bild von »Asyltourismus« 
und konstatierte im »Heute Journal«: 
»Wir sind der festen Überzeugung, dass 
nur mit einer klaren deutschen Haltung 
auch endlich in Europa was bewegt wer-
den kann«.

Hintergrund für die CSU-Attacken 
dürften sinkende Umfragewerte vor den 

im Herbst anstehenden Landtagswah-
len in Bayern sein. Die Partei könnte 
bis zu zehn Prozentpunkte verlieren – 
vorzugsweise an die AfD, die aktuellen 
Prognosen zufolge mit einem klaren 
zweistelligen Ergebnis rechnen darf. 
Alle bisherigen Versuche der CSU, den 
Ultrarechten durch Übernahme ihrer 
Themen Terrain streitig zu machen, 
haben diese bislang allerdings nur ge-
stärkt.

Während auf der großen Bühne die 
Positionen aufeinanderprallen, wird 
hinter den Kulissen bereits an Kom-
promisslösungen gestrickt. So fand Ju-
lia Klöckner gegenüber der Deutschen 
Presseagentur verbindende Worte. 
»CDU und CSU eint ein gemeinsames 
Ziel: die Migration in unser Land besser 
zu steuern und die Zahl der zu uns kom-
menden Menschen deutlich zu verrin-
gern«. Die stellvertretende CDU-Vor-
sitzende betonte: »Seit 2015 haben wir 
viel erreicht.« Andere wichtige Schritte 

seien geplant, mit dem Schwerpunkt 
der sogenannten Ankerzentren – Inter-
nierungs- und Abschiebelager für Asyl-
suchende –, die die CDU unterstütze.

Im großen und ganzen besteht also 
Einigkeit. Das erwies sich auch bei der 
am Freitag im Bundestag beschlosse-
nen restriktiven Lösung beim Familien-
nachzug für Flüchtlinge. Ab August 
wird, wie im Koalitionsvertrag als 
»Kontingentlösung« vereinbart, quasi 
per Losverfahren pro Monat lediglich 
1.000 Angehörigen von Flüchtlingen 
die Einreise in die Bundesrepublik ge-
währt. Die Verlängerung der Bundes-
wehr-Mission »Sophia« im Mittelmeer, 
die ebenfalls der Migrationsabwehr 
dient, war bereits am Donnerstag abend 
vom Bundestag mit deutlicher Mehr-
heit durchgewunken worden. Mit dem 
Untergang der Groko wird es allem An-
schein nach noch ein Weilchen dauern.

Siehe Seiten 2, 3 und 8
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Jemen: Rotes Kreuz warnt 
vor Flüchtlingstragödie
Sanaa. Angesichts der Kämpfe um 
die wichtige jemenitische Hafen-
stadt Hudeida hat das Internatio-
nale Komitee vom Roten Kreuz 
(IKRK) vor einer neuen Flücht-
lingstragödie gewarnt. »Zehn-
tausende Menschen werden wahr-
scheinlich in den nächsten Tagen 
aus der Stadt fliehen«, erklärte das 
IKRK am Freitag in einer Serie von 
Mitteilungen über den Kurznach-
richtendienst Twitter. Die Truppen 
der saudisch geführten Militäral-
lianz hatten am Mittwoch eine Of-
fensive zur Eroberung der von den 
Ansarollah (oft Huthis genannt) ge-
haltenen Stadt Hudeida begonnen. 
Das Militärbündnis erklärte am 
Freitag zudem, den Flughafen im 
Süden Hudeidas erreicht zu haben. 
Die Angaben ließen sich noch nicht 
überprüfen.  (dpa/jW)

Ein Gespenst  
geht um
Berlin. Zum 70. Jahrestag der Wirt-
schafts- und Währungsreform in 
Westdeutschland haben Gewerk-
schaften und Wohlfahrtsverbände 
darauf hingewiesen, dass die »sozia-
le Marktwirtschaft« ihr Wohlfahrts-
versprechen nicht mehr einhalte. 
Der DGB-Vorsitzende Reiner Hoff-
mann forderte einen grundlegenden 
Kurswechsel. »Die soziale Markt-
wirtschaft ist in die Jahre gekom-
men. Ich sehe erheblichen Reform-
bedarf«, sagte Hoffmann gegenüber 
dpa. Die Politik nehme aus Sicht 
vieler verunsicherter Menschen ihre 
Anliegen nicht mehr ernsthaft auf, 
sagte Hoffmann. Auch der Paritäti-
sche Gesamtverband äußerte scharfe 
Kritik. »Die soziale Marktwirtschaft 
hat als soziale abgewirtschaftet«, 
kritisierte Hauptgeschäftsführer Ul-
rich Schneider. Die Wirtschaft habe 
es geschafft, den Menschen mit dem 
Schreckgespenst Angst einzujagen, 
dass ein starker Sozialstaat zu Job-
verlusten führen würde.  (dpa/jW)

Siehe auch Kommentar Seite 8

Harmonie im Streit: Merkel und Seehofer machen die Schotten dicht
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Streit um Asyl- und 
Flüchtlingspolitik: CSU erhöht 

Druck auf Merkel – trotz Einigkeit 
bei Abwehr von Migranten. 

Von Stefan Huth

USA verhängen Zusatzzölle auf chinesische Waren. Beijing zieht nach und spricht von Handelskrieg

Die Vereinigten Staaten ver-
hängen Strafzölle von 
25 Prozent auf über 1.100 chi-

nesische Waren und Produktgruppen. 
Darunter sind auch Industrie- und 
Hochtechnologiegüter. Das Zollvolu-
men beläuft sich auf 50 Milliarden 
Dollar. Das gab US-Präsident Donald 
Trump am Freitag bekannt. Ihm sei 
die »Freundschaft« zu Präsident Xi 
Jinping und das Verhältnis zu China 
sehr wichtig, erklärte Trump. Den-
noch sei die Situation nicht länger 
hinzunehmen. Aus der Mitteilung 
des Weißen Hauses geht nicht hervor, 

wann die Zölle tatsächlich wirksam 
werden.

Chinesische Gegenmaßnahmen 
folgten unmittelbar danach: Beijing 
hat seinerseits Vergeltungszölle auf 
US-amerikanische Waren im Wert 
von ebenfalls 50 Milliarden Dollar 
angekündigt. Wie das chinesische 
Handelsministerium am Freitag mit-
teilte, werde China auf alle US-Maß-
nahmen mit Zolltarifen in gleicher 
Höhe antworten. China wolle keinen 
Handelskrieg führen: »Angesichts des 
kurzsichtigen Verhaltens der USA, 
durch das andere und sie selbst ver-

letzt werden, muss China jedoch stark 
und entschlossen die Interessen von 
Land und Volk verteidigen«, hieß es 
in der Mitteilung des Handelsminis-
teriums. Alle wirtschaftlichen und 
handelspolitischen Vereinbarungen, 
die zuvor in Verhandlungen zum 
Handelsstreit getroffen worden seien, 
seien nun ungültig. China und die 
USA hatten mehrere Konsultationen 
zu Wirtschafts- und Handelsfragen 
geführt, um Differenzen zu lösen. 
Beijing bedauere zutiefst, dass Wa-
shington die zuvor getroffene Verein-
barung gebrochen habe und »einen 

Handelskrieg provoziert hat«. Der 
Schritt schädige »nicht nur bilaterale 
Interessen, sondern untergrabe auch 
die Welthandelsordnung«.

Noch am Donnerstag hatte China 
das Weiße Haus deutlich vor Straf-
zöllen gewarnt. Beijing hatte klar-
gemacht, dass man keine Angst vor 
einem Handelskrieg habe und mit 
Strafen im gleichen Umfang reagie-
ren wolle. Trump erklärte am Frei-
tag, eine etwaige Reaktion Chinas mit 
eigenen Zöllen würden die USA mit 
neuen Zöllen beantworten. 

 (dpa/Reuters/jW)
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